Satzung der Musikvereinigung „Bezirk Harz“ e.V.

Satzung in der Fassung vom 26.06.1992 geändert 01.01.2005 in der vorliegenden Fassung vom 06.02.2010
§ 1 Name, Sitz, Rechtsform

1. Der Verein führt den Namen Musikvereinigung „Bezirk Harz“ e.V. und wird auch "MV Bezirk Harz" genannt sowie im Folgenden MV bezeichnet. 

2. Der Verein hat seinen Sitz in Duderstadt und ist in das Vereinsregister unter der Nummer VR140295 eingetragen. 

3. Der Verein ist Mitglied im Niedersächsischen Musikverband e.V. (NMV).

§ 2 Vereinszweck, Aufgaben


1. Zweck des Vereins ist die unmittelbare Förderung von Kultur und Jugend unter der besonderen Zielsetzung der Pflege der Ensemble- und Orchestermusik.

Die Umsetzung erfolgt durch:
a) eine Förderung der musikalischen Ausbildung sowie der Fort- und Weiterbildung
b) die unmittelbare Förderung der Jugendhilfe durch Freizeitaktivitäten in der Jugendpflege
c) unmittelbare Durchführung von Wettbewerben und Musikfesten zur Erkennung der eigenen Leistungsfähigkeit

d) die Vertretung der Mitglieder gegenüber dem NMV als Dachverband

e) verbandsübergreifende Aktivitäten

2. Die "MV BEZIRK HARZ e.V." ist parteipolitisch, konfessionell und rassisch ungebunden. Sie bekennt sich zum Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland. 
Die MV besteht aus Mitgliedern die daran interessiert sind, dass musische Spiel zu betreiben.

3. Der Verein arbeitet mit Trägern der freien und öffentlichen Jugendhilfe zusammen, um die Interessen der jungen Menschen in der Öffentlichkeit zu vertreten und die Belange der Jugendarbeit zu fördern.

4. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke der Förderung von Kultur und Jugend im Sinne des Abschnitts „steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung (§ 51 ff AO). Der Verein ist selbstlos tätig; er Verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

5. Die Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

6. Alle Inhaber von Vereinsämtern sind ehrenamtlich tätig. Sie haben Anspruch auf Ersatz angemessener Auslagen.
§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft

1. Mitglied des Vereins kann werden 

a) jeder Musikverein
b) Einzelmitglieder

2. Die Aufnahme eines Mitglieds erfolgt auf schriftlichen Aufnahmeantrag an den Vereinsvorstand. Der Vorstand entscheidet über die vorläufige Aufnahme. Die vorläufige Ablehnung des Antrages durch den Vorstand kann ohne die Angabe von Gründen erfolgen. 
Der Beschluss ist dem Antragsteller binnen einer Frist von zwei Wochen nach Beschussfassung schriftlich mitzuteilen. Gegen den Beschluss des Vorstandes ist Widerspruch innerhalb einer Frist von vier Wochen nach Zugang möglich. Der Widerspruch muss schriftlich erfolgen und ist der nächsten Delegiertenversammlung zur weiteren Entscheidung vorzulegen. 
Die entgültige Entscheidung über die Aufnahme bzw. Ablehnung erfolgt durch die nächste Delegiertenversammlung.

3. Mit dem Erwerb der Mitgliedschaft erfolgt bei Musikvereinen eine gleichzeitige Mitgliedschaft im NMV, falls sie hier noch nicht Mitglied sind.

4. Die Form der Mitgliedschaft der bereits geführten Mitglieder der MV bleibt erhalten (Bestandsschutz)

§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft

1. Die Mitgliedschaft endet

a) durch Austritt 

b) durch Auflösung des Mitgliedvereins

c) durch Streichung von der Mitgliederliste

d) durch Ausschluss aus dem Verein

e) durch Tod bei Einzelmitgliedern

f) die Mitgliedschaft kann auch zeitweilig ruhen.
2. Der Austritt kann nur durch eine an den Vorstand gerichtete schriftliche Erklärung erfolgen. Er ist zum Schluss eines Kalenderjahres unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von drei Monaten zulässig. 

3. Bei Auflösung eines Mitgliedsvereines ist der MV die Tagesordnung mit dem Auflösungsantrag des Vereines zeitgleich wie den Vereinsmitgliedern zuzusenden. Die MV hat das Recht an der entsprechenden Versammlung teilzunehmen und dort das Wort zu ergreifen, die MV hat dort kein Stimmrecht. 

4. Durch Beschluss des Vorstandes kann ein Mitglied aus der Mitgliederliste gestrichen werden, wenn es trotz zweimaliger Mahnung seinen Mitgliedsbeitrag nicht entrichtet hat. Die Streichung darf erst erfolgen, wenn seit Absendung des Mahnschreibens zwei Monate vergangen sind und der Beitragsrückstand nicht beglichen ist. Über die Streichung aus der Mitgliederliste ist das Mitglied zu informieren.
5. Der Vorstand kann ein Mitglied aus dem Verein ausschließen. 
Der Ausschluss der Mitgliedschaft kann erfolgen bei


-
erheblicher Zuwiderhandlung gegen die Bestimmungen der Satzung


-
Nichtbefolgung von Beschlüssen der Organe der MV


-
verbandswidrigem Verhalten


-
Rückstand mit der Beitragszahlung für mindestens 2 Jahre
· schwebenden Straf- bzw. Disziplinarverfahren und Ehrengerichtsverfahren

· sowie auf eigenen Antrag des Mitgliedes.

6. Vor der Beschlussfassung ist dem Mitglied, unter Beachtung einer angemessenen Frist, Gelegenheit zu einer persönlichen oder schriftlichen Stellungnahme zu geben. Der Beschluss über einen Ausschluss aus dem Verein ist vom Vorstand zu begründen und dem Mitglied mittels eingeschriebenen Briefes bekannt zumachen.

7. Gegen den Ausschluss kann das ausgeschlossene Mitglied innerhalb eines Monats seit Zugang des Beschlusses schriftlich beim Vorstand die Entscheidung der Delegiertenversammlung beantragen. Die nächste Delegiertenversammlung entscheidet über den Ausschluss. Die Entscheidung der Delegiertenversammlung ist nicht anfechtbar. Mit dem Ausscheiden erlischt jeglicher Anspruch gegenüber der Musikvereinigung Bezirk Harz e.V.

8. Die Mitgliedschaft kann auf Antrag auch zeitweilig ruhen. Über das vorläufige, zeitweilige Ruhen entscheidet der Vorstand. Das zeitweilige Ruhen ist der nächsten Delegiertenversammlung mitzuteilen, die über das weitere Vorgehen entscheidet. 

§ 5 Mitgliedbeiträge

Die Vereinsmitglieder zahlen einen Mitgliedbeitrag, dessen Höhe und Fälligkeit von der Delegiertenversammlung bestimmt wird. 

§ 6 Vereinsorgane

Vereinsorgane sind

1. die Delegiertenversammlung 

2. der Vorstand

3. der erweiterte Vorstand

§ 7 Die Delegiertenversammlung

1. Die Delegiertenversammlung ist das oberste Organ der MV. Die Rechte der Mitglieder der MV werden durch die Vorsitzenden und die Delegier​ten der Mitgliedsvereine wahrgenommen. 
Der Vorsitzende beruft die Delegiertenversammlung unter Einhaltung einer Ladungsfrist von vier Wochen unter Beifügung der Tagesordnung spätestens sechs Monate nach Ablauf des Geschäftsjahres schriftlich ein. Sie sollte möglichst vor der Landesdelegiertenversammlung des Niedersächsischen Musikverbandes e.V. (NMV) durchgeführt werden. Das Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte vom Mitglied dem Verein bekannt gegebene Adresse gerichtet ist.
Die Delegiertenversammlung findet einmal jährlich statt. 
2. Die Delegiertenversammlung hat über die Belange des Vereins zu beschließen. Die sind insbesondere:

a) Bestimmung der Richtlinien und Ziele des Vereins

b) Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes

c) Entgegennahme der Jahresberichte der Vorstandsmitglieder bzw. Referenten

d) Entlastung des Vorstandes

e) Festsetzung der Höhe und der Fälligkeit der Mitgliedbeiträge

f) Beschussfassung zu Anträgen

g) Wahl der Delegierten zur Landesdelegiertentagung des NMV

h) Ernennung von Ehrenmitgliedern

i) Satzungsänderung

j) Auflösung des Vereins

3. Die Delegiertenversammlung wird von dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, und bei deren Verhinderung vom ältesten anwesenden Mitglied des Vorstandes geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, ist die Delegiertenversammlung unter Wahrung der Vorgabe des  §§ 7 und 9 erneut einzuberufen.

4. Es kann eine Versammlungsleitung gewählt werden. Diese besteht aus dem Versammlungsleiter und zwei Vertretern. Diese kann auch für die Dauer von Wahlgängen als gewählter Wahlausschuss fungieren.

5. Die Art und Durchführung der Versammlung kann in der Versammlungsordnung geregelt werden.
Protokollführer der Versammlung ist der Schriftführer oder ein vom Versammlungsleiter bestimmtes Vorstandsmitglied.

6. Die Delegiertenversammlung besteht aus den Mitgliedern des Vorstandes, dem erweiterten Vorstand und den gewählten Delegierten der Mitgliedsvereine.
7. Jeder Mitgliedsverein kann zu der Delegiertenversammlung zwei Delegierte entsenden, die jeder für sich eine Stimme haben. 
Die Vereinigung von mehreren Stimmenanteilen auf einen Delegierten ist nicht zulässig.
8. Die Delegiertenversammlung ist grundsätzlich ohne Rücksicht auf die Anzahl der erschienenen Mitglieder bzw. Delegierten beschlussfähig. 
Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst.

9. Die Tätigkeit der Mitglieder der Delegiertenversammlung ist ehrenamtlich. Kein Mitglied darf durch seine Tätigkeit in den Genuss wirtschaftlicher Vorteile ge​langen.
§ 8 Anträge zur Tagesordnung 

Anträge und Beratungsgegenstände, die durch die Delegiertenversammlung behandelt werden sollen, können vom Vorstand und jedem Mitglied gestellt werden. Sie müssen zwei Wochen vor der einberufenen Delegiertenversammlung bei dem Vorsitzenden schriftlich eingegangen sein.

Dringlichkeitsanträge sind schriftlich gemeinsam von mindestens drei stimmberechtigten Mitgliedern der Delegiertenversammlung zu stellen. Sie bedür​fen der Zustimmung von minde​stens 2/3 der Stimmen der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder.

Der Versammlungsleiter hat zu Beginn der Delegiertenversammlung die Tagesordnung entsprechend zu ergänzen. 
§ 9 Außerordentliche Delegiertenversammlung

1. Der Vorsitzende beruft die außerordentliche Delegiertenversammlung entweder nach Bedarf oder auf begründeten Antrag von mindestens 20 Prozent der Mitgliedsvereine unter Beifügung der Tagesordnung kurzfristig, spätestens innerhalb von drei Monaten, ein. Für die Einladung gilt § 7, Ziff. 1 dieser Satzung entsprechend.

2. Für die Durchführung der außerordentlichen Delegiertenversammlung gelten die §§ 7, 8 dieser Satzung entsprechend.

§ 10 Der Vorstand

1. Der Vorstand des Vereins besteht aus folgenden Personen

a) dem Vorsitzenden

b) dem stellvertretenden Vorsitzenden/ Schatzmeister

c) dem Schriftführer/Geschäftsführer
d) dem 1. Jugendwart

e) bis zu drei Beisitzer, die vorwiegend aus dem Bereich der  Fachwarte kommen sollten.

f) dem Ehrenrat

2. Die Mitglieder des Vorstandes werden einzeln auf die Dauer von drei Jahren von der Delegiertenversammlung gewählt. Wiederwahl ist zulässig. 
Wählbar von a) bis f) sind nur volljährige Mitglieder.

3. Der jeweilige Vorstand bleibt bis zur Wahl eines neuen Vorstandes im Amt, selbst wenn hierbei die Amtsdauer von drei Jahren überschritten wird. 

4. Scheidet ein Mitglied des Vorstandes während seiner Amtsperiode, aus kann der Vorstand ein Ersatzmitglied für die verbleibende Amtsdauer des Ausgeschiedenen benennen, das in der nächsten Delegiertenversammlung bestätigt werden muss.

5. Gesetzlicher Vertreter der Musikvereinigung Bezirk Harz e.V. im Sinne des § 26 BGB sind der erste Vorsitzende und sein Stellvertreter. Sie vertreten die MV gerichtlich und außergerichtlich. Der 1. Vorsitzende und sein Stellvertreter sind einzeln vertretungsberechtigt. 
Die Vertretungsbefugnis des Stellvertreters gilt nur für den Fall der Verhinderung des 1. Vorsitzenden. Die Vorstandsmitglieder von c) bis f) sind jeweils zu zweit vertretungsberechtigt.

6. Die Tätigkeit der Mitglieder des Vorstandes ist ehrenamtlich. Kein Mitglied des Vorstandes darf durch seine Tätigkeit in den Genuss wirtschaftlicher Vorteile ge​langen. 
Der Anspruch auf Ersatz angemessener Auslagen kann auch durch einen pauschalen Betrag ersetzt werden.

§ 11 Zuständigkeit und Aufgaben des Vorstandes

Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, sofern sie nicht durch die Satzung einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. 
Der Vorstand kann sich eine Geschäftsordnung geben. 
Der Vorstand kann zur Bewältigung seiner Aufgaben Referenten und Fachwarte ernennen. 
Er hat vor allem die folgenden Aufgaben:

a) Führung der laufenden Geschäfte des Vereins

b) Einberufung der Vorstandsitzung mit Aufstellung der Tagesordnung

c) Einberufung der Delegiertenversammlung mit Aufstellung der Tagesordnung

d) Umsetzung bzw. Ausführung der Beschlüsse des Vorstandes und der Delegiertenversammlung

e) Erstellung von Jahresberichten, die der Delegiertenversammlung vorzulegen sind

f) Beschlussfassung über die vorläufige Aufnahme, Streichung und den Ausschluss von Mitgliedern gemäß §§ 3 und 4  dieser Satzung

§ 12 Beschlussfassung des Vorstandes

1. Der Vorsitzende beruft die Vorstandssitzungen nach Bedarf ein. Mindest eine Vorstandssitzung ist pro Geschäftsjahr abzuhalten. Die Einladung zu den Vorstandsitzungen kann schriftlich, mündlich oder auf eine andere geeignete Weise, unter Angabe der Tagesordnung, erfolgen. 
Je zwei Vorstandsmitglieder können unter Angabe einer gewünschten Tagesordnung, die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. Diese ist mit einer Frist von einem Monat nach Antragseingang durchzuführen. 
Der Vorsitzende leitet die Sitzung, bei dessen Verhinderung sein Stellvertreter und bei dessen Verhinderung das älteste anwesende Vorstandsmitglied (Sitzungsleiter).

2. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens fünf seiner Mitglieder anwesend sind. 

3. Die Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Sitzungsleiters den Ausschlag.

4. Zu einer Vorstandssitzung können Mitglieder des erweiterten Vorstandes eingeladen werden. Die Einladung hat wie unter Ziff. 1 ausgeführt zu erfolgen. Diese haben Stimmrecht.

5. Über jede Vorstandssitzung ist eine Niederschrift zu fertigen, die mindestens Anträge und Beschlüsse wiedergeben muss. Protokollführer ist der Schriftführer und bei seiner Verhinderung ein von dem Vorsitzenden bestimmtes Vorstandsmitglied. Die Niederschrift ist vom Protokollführer und dem Vorsitzenden zu unterschreiben.

§ 13 Erweiterter Vorstand

1. Der erweiterte Vorstand besteht 
a) aus den Mitgliedern des Vorstandes gemäß § 10  
b).  bis zu je zwei Fachwarten aus den Bereichen Bläser, Flöten und Trommel soweit sie nicht bereits dem Vorstand als Beisitzer angehören.

c).  dem 2. Jugendwart

d).  den Seniorenbeauftragten 

e).  den zwei Jugendvertretern

2. Der erweiterte Vorstand hat die Aufgabe, den Vorstand in den wichtigsten Vereinsangelegenheiten zu beraten und zu unterstützen. Er unterrichtet in geeigneter Weise über die Anliegen der Vereinsmitglieder und unterbreitet dem Vorstand Vorschläge für die Geschäftsführung.

3. Die Mitglieder des erweiterten Vorstandes a) bis d) werden einzeln auf die Dauer von drei Jahren von der Delegiertenversammlung gewählt. Wiederwahl ist zulässig. 
Wählbar von a) bis d) sind nur volljährige Mitglieder.

4. Der erweiterte Vorstand bleibt bis zur Wahl eines neuen erweiterten Vorstandes im Amt, selbst wenn hierbei die Amtsdauer von drei Jahren überschritten wird. 

5. Scheidet ein Mitglied des erweiterten Vorstandes während seiner Amtsperiode aus, kann der Vorstand ein Ersatzmitglied für die verbleibende Amtsdauer des Ausgeschiedenen benennen, das in der nächsten Delegiertenversammlung bestätigt werden muss.

6. Die zwei Jugendvertreter werden von der Jugendvertreterversammlung gewählt und durch den Vorstand und die Delegiertenversammlung bestätigt

7. Im Hinblick auf die abzuhaltenden Sitzungen und die Beschlussfassung gelten die in § 12 niedergelegten Bestimmungen analog.

§ 14 Rechnungsprüfungsausschuss

1. Der Rechnungsprüfungsausschuss besteht aus drei Rechnungsprüfern, die nicht dem Vorstand und dem erweiterten Vorstand angehören dürfen. Zwei Rechnungsprüfer müssen bei der Prüfung anwesend sein.
2. Sie werden von der Delegiertenversammlung auf jeweils drei Jahre gewählt. Eine sofortige Wiederwahl nach Ablauf der Amtszeit ist nicht zulässig
3. Rechte und Pflichten können in einer Rechnungsprüfungsordnung festgelegt werden.
§ 15 Geschäftsjahr

Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.

§ 16 Satzungsänderung
1. Eine Satzungsänderung des Vereins kann nur mit einer Mehrheit von ¾ der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder/Delegierten beschlossen werden.

2. Eine Satzungsänderung muss Gegenstand der Tagesordnung sein.


§ 17 Ehrenvorsitzende und Ehrenmitglieder

Besondere Verdienste um den Verein können durch Ernennung zum Ehrenvorsitzenden oder Ehrenmitglied gewürdigt werden. Die Ernennung erfolgt auf Beschluss des Vorstandes durch den Vorsitzenden. 

Der Ehrenvorsitzende gehört dem erweiterten Vorstand ohne Stimmrecht an.

§ 18 Schiedsgericht:

Das Schiedsgericht besteht aus dem Ehrenrat und zwei Beisitzern.

Die Beisitzter des Schiedsgerichtes werden von der Delegiertenversammlung für die Dauer von 3 Jahren gewählt.  Die Beisitzer dürfen nicht den Personen der §§ 10, 13 und 14 dieser Satzungen angehören.

Das Schiedsgericht vermittelt
· auf Anrufung des/der Betroffenen

· und/oder der Delegiertenversammlung
über die vom Vorstand überwiesenen Streitfälle innerhalb des Vereines.

Über sämtliche Tätigkeiten/Beratungen des Schiedsgerichtes ist Protokoll zu führen und der 
Delegiertenversammlung vorzulegen. Eine Schiedsgerichtsordnung kann das Schiedsgerichts- 

verfahren und die Kosten regeln. 
§ 19 Auflösung des Vereins

1. Die Auflösung dieses Vereins kann nur in einer zu diesem Zwecke einberufenen Delegiertenversammlung beschlossen werden. 
Die Auflösung gilt als beschlossen, wenn 3/4 der stimmberechtigten Vertreter der Delegiertenversammlung anwesend sind und wenn 3/4 der anwesenden Vertreter für die Auflö​sung stimmen
Der Vorsitzende und der stellvertretende Vorsitzende sind jeweils für sich allein vertretungsberechtigte Liquidatoren.

2. Die vorstehenden Vorschriften gelten entsprechend für den Fall, dass der Verein aus einem anderen Grund aufgelöst wird und seine Rechtfähigkeit verliert.

3. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke  fällt das Vermögen des Vereins entweder an:

- einer aus der MV hervorgegangenen, als gemeinnützig anerkannten, Nachfolgeorganisation 

oder

- an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder einer anderen steuerbegünstigten Körperschaft zwecks Verwendung zur Förderung der Jugendhilfe in der Bundesrepublik Deutschland.
Der Auflösungsbeschluss kann auch anordnen, dass das noch vorhandene Vereinsvermögen unmittelbar einem Landkreis in seinem Verbreitungsgebiet zweckgebunden für Jugendhilfe überlassen wird. 

Eine solche Verwendung des Vermögens ist aber erst zulässig, wenn das zuständige Finanzamt die steuerrechtliche Unbedenklichkeit bestätigt hat.

§ 20 Haftungsausschluss

Die Haftung des Vereins beschränkt sich auf eine vorsätzliche Pflichtverletzung durch die Mitglieder des Vorstandes. Die Haftung für fahrlässiges Verhalten der Organe sowie für jedes Verschulden der Erfüllungsgehilfen gegenüber den Vereinsmitgliedern wird ausgeschlossen. Soweit darüber hinaus Schadensersatzansprüche der Vereinsmitglieder gegen den Verein bzw. gegen handelnde Vereinsmitglieder bestehen, hat der Geschädigte auch das Verschulden des für den Verein Handelnden und die Kausalität zwischen Pflichtverletzung und Schaden zu beweisen. Eine unmittelbare Haftung der Vereinsmitglieder, insbesondere des Vorstandes, für Schadensersatzansprüche gegen den Verein ist ausgeschlossen.

§ 21 Geschlechtsklausel

Die Nennung des männlichen Geschlechts in der Vorstehenden Satzung gilt gleich für das beiderseitige Geschlecht.

§ 22 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 06.02.2010 in Kraft und setzt die bisher gültigen Satzungen außer Kraft
Für den Vorstand:
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Lindau, den 06. Februar 2010




Roy Bornkessel




Franz-Josef Heese
1. Vorsitzender




2. Vorsitzender
.

N.S. vom 7.12.2010

Eintragung im Vereinsregister beim Amtsgericht Göttingen vom 11.11.2010 

Tag der Eintragung lt. Schreiben des Amtsgericht Justizobersekretärin Pinneke
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